
 

 - 2 - 

 

des Herrn D. I., Am A. busch 8, N., 

 

  - Kläger - 

 

Verfahrensbevollmächtigte: Rechtsanwälte M. & I., 

  C. Str.1 4, E., 

 

                                                - Beschwerdeführer –  

 

g e g e n 

 

die D. Global J. GmbH, vertreten durch den Geschäftsführer  

Herrn G. E., T. hof 5, F., 

 

  - Beklagte - 

 

 

hat die 4. Kammer des Landesarbeitsgerichts Düsseldorf  

am 05.04.2017 

durch den Vorsitzenden Richter am Landesarbeitsgericht Quecke 

b e s c h l o s s e n : 

 

 Auf die Beschwerde des Prozessbevollmächtigten des Klägers wird 

 der Beschluss des Arbeitsgerichts vom 06.02.2017 abgeändert. 

 

 Der Streitwert für die Gerichtsgebühren wird auf 20.097,45 € 

 festgesetzt.  

 

 Diese Entscheidung ergeht gerichtsgebührenfrei.  

 

 

 

 

Beglaubigte Abschrift 

4 Ta 135/17 

2 Ca 289/17 

Arbeitsgericht Düsseldorf 
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G R Ü N D E : 

 

I. 

Mit seiner am 09.03.2017 beim Arbeitsgericht eingegangen Beschwerde wendet 

sich der Prozessbevollmächtigte des Klägers gegen die Festsetzung des Streit-

werts für die Gerichtsgebühren durch das Arbeitsgericht mit Beschluss vom 

06.02.2017. Darin hat das Arbeitsgericht den Gerichtsgebührenwert für den Kla-

geantrag auf Verurteilung zur Zahlung von 32.450,04 € brutto abzüglich bereits 

gezahlter 12.352,59 € netto auf 4.207,14 € festgesetzt und zur Begründung aus-

geführt, dass der letztgenannte Betrag der Differenz der zwischen den Parteien 

in Wahrheit streitigen Bruttobeträge entspreche und die Parteien sich über die 

zutreffende Berechnung der Steuern (mit 15.890,31 €) einig seien. Der Be-

schwerde hat es mit Beschluss vom 30.03.2017 nicht abgeholfen und sie dem 

Landesarbeitsgericht zur Entscheidung vorgelegt.  

 

 

II. 

Die zulässige Beschwerde ist begründet. Zu Unrecht hat das Arbeitsgericht bei 

der Streitwertbemessung auf die zwischen den Parteien allein streitige 

Bruttodifferenz abgestellt. Gemäß § 40 GKG ist für die Wertberechnung der 

Zeitpunkt der den jeweiligen Streitgegenstand betreffenden Antragstellung 

maßgebend, die den Rechtszug einleitet. Der Antrag lautet auf Zahlung von 

32.450,04 € brutto abzüglich 12.352,59 € netto. Entsprechend hat das 

Arbeitsgericht den Tenor des erlassenen Versäumnisurteils vom 06.02.2017 

gefasst. Aus dem Versäumnisurteil kann der Gerichtsvollzieher den vollen 

Differenzbetrag der beiden vorgenannten Brutto- und Nettobeträge (also 

20.097,45 €) eintreiben. Selbst wenn – was aus dem Akteninhalt nicht zweifelsfrei 

ersichtlich ist – zwischen den Parteien unstreitig gewesen wäre, dass die 

Beklagte nicht nur die Steuern auf den von ihr errechneten Zahlungsbetrag in 

Höhe von 28.242,90 € mit 15.890,03 € richtig berechnet hätte, sondern diesen 

Betrag auch tatsächlich an die Finanzverwaltung abgeführt hätte, bliebe der vom 

Kläger in dieser Weise gestellte Antrag dennoch für die Wertbestimmung 

maßgeblich. Gegebenenfalls hätte das Arbeitsgericht hier der Klage nicht in 

vollem Umfang stattgeben dürfen.  

 

Im Übrigen entspricht es der ständigen Rechtsprechung der Beschwerdekammer 

des Landesarbeitsgerichts wie auch der herrschenden Meinung, dass der 

Streitgegenstand einer Leistungsklage „Brutto abzüglich Netto“ der Differenz der 

beiden Beträge entspricht (LAG Nürnberg, 22.05.1989 – 1 Ta 116/88;  

LAG Düsseldorf, 17.01.2011 – 2 Ta 768/10; LAG Düsseldorf, 07.03.2005  

– 17 Ta 91/05).  
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Beglaubigt 

 

Gollin 

Regierungsbeschäftigte 

 
 

 

III. 

Gegen diese Entscheidung ist ein Rechtsmittel nicht gegeben (§ 32 Abs. 1 RVG, 

§§ 68 Abs. 1 Satz 5, 66 Abs. 3 Satz 3 GKG).  

 

 

 

 

 

Quecke 

 

 

 

 


